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ach der Vereinb arung des Ko alitionsver-
trage s zwischen CDU, CSU und FDP mit

dem von vielen Seiten kritisierten Kompromiss der
Reduzierung des Grundwehrdienstes auf sechs
Monate schien das Thema Wehrpflicht für die se Le-
gislaturperio de eigentlich abgehakt. D ann er-
schien eine Wo che nach der Sp arklausur der Bun-
de sregierung Mitte Juni ein » Spiegel«-Interview
mit Minister Guttenb erg, mit dem die Wehrpflicht-
D eb atte schlagartig wieder eröffnet und hö chst
sp annend akzentuiert wurde . Auf die Frage , ob es
die Wehrpflicht in zehn Jahren no ch geb e , sagte
der Minister: »Im Grundgesetz wird es sie no ch ge-
b en . Faktisch wird sie in zehn Jahren wohl abge-
schafft sein . « Obwohl er sich selb er als Anhänger
der Wehrpflicht b ezeichnete , zwängen »strukturel-
le Gründe« zu einer Neub ewertung. Gemeint ist da-
mit ist der vollständige Umb au der Bunde swehr,
die »profe ssioneller, schneller und flexibler« wer-
den müsse und b ei der der schon heute » auf ein Mi-
nimum« ge schrumpfte Anteil der Landesverteidi-
gung no ch »kleiner« werde . Also : D eutsche s Militär
im weltweiten Einsatz verträgt sich mit der Wehr-
pflicht nicht, weil sie dysfunktional und angesichts
de s Sp arzwangs nicht finanzierb ar ist. Auf die Frage
schließlich, ob »die militärische Führung Ihr Argu-
ment, dass man Wehrpflichtige für die künftige
Einsatzarmee nicht mehr gebrauchen kann« , ak-
zeptiere , antwortete der Minister tro cken : »D as ist
ein Argument, das im We sentlichen von der militä-
rischen Führung formuliert wird . «

Wir werden wohl nun in den nächsten Mona-
ten »Rückzugsgefechte« erleb en . Guttenb erg soll
Anfang Septemb er erläutern, wie er bis zu 4 0 . 0 0 0
Soldaten »abb auen« will (siehe Kasten auf der
nächsten Seite) , die b eiden Unionsp arteien wer-
den auf ihren Parteitagen im Herb st ihre Po sition
zur Wehrpflicht b eschließen . atürlich werden die-
j enigen, die aus ideologischen Gründen an ihr fe st-
halten wollen, laut tönen, aber woher das Geld für
das militärisch üb erflüssige Luxu sgut Wehrpflicht
− das die b etroffenen jungen Männer mit ihrer ge-
raubten Freiheit b ezahlen − kommen soll, werden
auch sie nicht erklären können . Viel spricht de s-
halb für die se s Szenario : Die Union findet program-
matisch einen Kompromiss, der so ähnlich aussieht
wie der, den die Sozialdemokraten b ereits gefun-
den hab en : Die Wehrpflicht bleibt im Grundsatz
b estehen, einb erufen wird ab er nur no ch, wer sich
dafür freiwillig meldet. D amit wahren alle ihr Ge-
sicht, die FDP wird sich mit die ser Lö sung zufrie-
den geb en, die Sozis können schlecht widerspre-
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chen, Grüne und Linke intere ssieren b ei die ser
ganz großen Ko alition nicht.

Für KriegsgegnerInnen, PazifistInnen und An-
timilitaristInnen sieht das nicht ganz so einfach
aus . Zunächst mü ssten sie konstatieren, dass keine s
ihrer inhaltlichen Argumente den Zerfall der Wehr-
pflicht b ewirkt hat ; nicht als Ergebnis gesellschaft-
licher Auseinandersetzungen fällt der Kriegs-
dienstzwang, sondern weil er zu teuer ist. Krieg
hingegen wird D eutschland weiterhin führen − bil-
liger, effektiver und »tö dlicher« . Aus menschen-
rechtlicher Sicht fällt wenigstens die Abrichtung
ganzer männlicher Generationen auf das »Dienen
fürs Vaterland« weg, ein klarer Freiheitsgewinn .

Friedens- und KDV-Organisationen müssten
sich nicht mehr der B eratung von Kriegsdienstver-
weigerern b eschäftigen und sich mit B ehörden
und Gerichten »herumschlagen« . Die Erfahrungen
der DFG-VK au s den letzten Jahrzehnten zeigen e s :
Politisch hat die B eratungsarb eit wenig bis nichts
b ewirkt, weder mitgliedermäßig für die eigene Or-
ganisation no ch politisch für eine starke Anti-
kriegsb ewegung. D er faktische Wegfall der Wehr-
pflicht könnte und müsste von ihr und anderen Or-
ganisationen zum Anlass genommen werden, neue
Konzepte wirksamer Antikriegsarbeit zu entwi-
ckeln − angefangen von der effektiven B ehinde-
rung und Skandalisierung der Rekrutierung so ge-
nannter Freiwilliger, darunter in erheblicher Zahl
angesichts der wirtschaftlichen Lage perspektivlo-
ser junger M änner und Frauen, über die B etreuung
und Organisierung von D esertion und Kriegs-
dienstverweigerung (no ch) aktiver Soldaten bis
hin zur Zusammenarb eit mit kritischen und de sil-
lusionierten Veteranen; alles B au steine neb en an-
deren für eine umfassende Strategie , die das kriegs-
kritische B ewusstsein der B evölkerungsmehrheit
stärken und ihm politische Wirkung verleihen
muss .

Und schließlich : Vielleicht gelingt e s, au s der
j ahrzehntelangen fruchtb aren Zusammenarbeit ei-
nes breiten Bündnisse s von radikalen PazifistIn-
nen, Menschenrechtsgruppen, Gewerkschaften,
Jugendverb änden und Kirchen zum Thema Gewis-
sensfreiheit der Kriegsdienstverweigerer in der
Zentralstelle KDV den Schlu ss zu ziehen : Ein sol-
che s Bündnis ist − nun in anderem Rahmen − nötig
gegen deutsche Kriegspolitik und für − minde stens
− den »Vorrang von zivil« .
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